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AbkommenAbkommen

zwischen dem Fürstentum Liechtenstein und derzwischen dem Fürstentum Liechtenstein und der
Italienischen Republik im Bereiche der SozialenItalienischen Republik im Bereiche der Sozialen

SicherheitSicherheit

Abgeschlossen in Vaduz am 11. November 1976
Zustimmung des Landtags: 19. Dezember 1977

Inkrafttreten: 1. März 1980

Seine Durchlaucht der Regierende Fürst von und zu Liechtenstein

und

die Regierung der Italienischen Republik

in dem Wunsche, die Beziehungen der beiden Staaten im Bereiche der
Sozialen Sicherheit zu fördern, sind übereingekommen, ein Abkommen zu
schliessen, und haben hiefür zu ihren Bevollmächtigten ernannt:

Seine Durchlaucht der Regierende Fürst von und zu Liechtenstein

Herrn Dr. Walter Kieber

Regierungschef des Fürstentums Liechtenstein

der Präsident der Italienischen Republik

Herrn Giovanni Vincenti-Mareri,

Botschaftsrat.
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Die Bevollmächtigten haben nach Austausch ihrer in guter und gehöriger
Form befundenen Vollmachten folgendes vereinbart:

1. Abschnitt

Allgemeine BestimmungenAllgemeine Bestimmungen

Art. 1

In diesem Abkommen bedeuten die Ausdrücke
1. "Staatsangehörige"

in bezug auf Liechtenstein dessen Landesbürger;
in bezug auf Italien dessen Staatsbürger;

2. "Rechtsvorschriften"
die Gesetze, Verordnungen, Reglemente und Satzungen, die sich auf die
in Art. 2 Abs. 1 bezeichneten Zweige der Sozialen Sicherheit beziehen
und im einen oder andern Vertragsstaat in Kraft sind;

3. "zuständige Behörde" in bezug auf Liechtenstein die Regierung des Fürs-
tentums Liechtenstein;
in bezug auf Italien das Ministerium für Arbeit und soziale Vorsorge;

4. "Träger"
die Behörde oder die Einrichtung, der die Durchführung der in Art. 2
bezeichneten Rechtsvorschriften oder eines Teiles davon obliegt;

5. "zuständiger Versicherungsträger"
den nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften zuständigen Versiche-
rungsträger;

6. "Versicherungszeiten"
Beitragszeiten und diesen gleichgestellte Zeiten, soweit sie als solche von
den Rechtsvorschriften bezeichnet werden, aufgrund deren sie zurück-
gelegt worden sind;

7. "Beitragszeiten"
Zeiten, für die nach den Rechtsvorschriften des einen oder des andern
Vertragsstaates Beiträge entrichtet sind oder als entrichtet gelten;

8. "Geldleistung", "Rente" oder "Pension"
eine Geldleistung, Rente oder Pension einschliesslich aller Zuschläge,
Zuschüsse und Erhöhungen;

9. "Hinterlassene", "Kinder" und "Familienangehörige"
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die in der anwendbaren Gesetzgebung als solche bezeichneten Personen.

Art. 2

1) Soweit dieses Abkommen nichts anderes bestimmt, bezieht es sich
A. in Liechtenstein auf die Rechtsvorschriften über

a) die Alters- und Hinterlassenenversicherung;
b) die Invalidenversicherung;
c) die Familienzulagen;

B. in Italien auf die Rechtsvorschriften über
a) die Invaliden-, Alters- und Hinterlassenenversicherung, mit Ein-

schluss der Sonderordnungen, die für bestimmte Kategorien von
Arbeitnehmern anstelle der allgemeinen Ordnung treten;

b) die Familienzulagen.

2) Dieses Abkommen bezieht sich auch auf alle Rechtsvorschriften,
welche die in Abs. 1 dieses Art. aufgeführten Rechtsvorschriften kodifi-
zieren, ändern oder ergänzen. Es bezieht sich ebenfalls
a) auf Rechtsvorschriften, die einen neuen Zweig der Sozialen Sicherheit

einführen, sofern dies zwischen den Vertragsstaaten so vereinbart wird;
b) auf Rechtsvorschriften, die die bestehenden Versicherungszweige auf

neue Kategorien von Personen ausdehnen, sofern der betreffende Ver-
tragsstaat nicht innert drei Monaten seit Eingang der von der Regierung
des andern Vertragsstaates zu übersendenden Rechtsvorschriften Ein-
spruch erhebt.

Art. 3

Soweit dieses Abkommen nichts anderes bestimmt, gilt es für die Staats-
angehörigen der Vertragsstaaten sowie für ihre Hinterlassenen, ungeachtet
ihrer Staatsangehörigkeit.

Art. 4

Soweit in diesem Abkommen und seinem Schlussprotokoll nichts
Abweichendes bestimmt ist, sind die in Art. 3 genannten Personen in ihren
Rechten und Pflichten aus den in Art. 2 genannten Rechtsvorschriften ein-
ander gleichgestellt.

Art. 5
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Unter Vorbehalt der Bestimmungen dieses Abkommens und seines
Schlussprotokolls erhalten die in Art. 3 genannten Personen, die aufgrund
der in Art. 2 bezeichneten Rechtsvorschriften Leistungen beanspruchen
können, diese Leistungen in vollem Umfange und ohne jede Einschrän-
kung, solange sie im Gebiet eines der beiden Vertragsstaaten Wohnsitz
haben. Unter demselben Vorbehalt werden die genannten Leistungen vom
einen Vertragsstaat den Angehörigen des andern Vertragsstaates und deren
Hinterlassenen, die in einem Drittstaat Wohnsitz haben, unter den gleichen
Voraussetzungen und in gleichem Umfange gewährt wie den eigenen Staats-
angehörigen und deren Hinterlassenen, die in diesem Drittstaat Wohnsitz
haben.

2. Abschnitt

Anwendbare RechtsvorschriftenAnwendbare Rechtsvorschriften

Art. 6

1) Anwendbar sind grundsätzlich die Rechtsvorschriften desjenigen
Vertragsstaates, auf dessen Gebiet die für die Versicherung massgebende
Beschäftigung ausgeübt wird.

2) Sind aufgrund einer im Gebiet beider Vertragsstaaten ausgeübten
Beschäftigung gemäss dem in Abs. 1 genannten Grundsatz die Rechtsvor-
schriften beider Vertragsstaaten anwendbar, so sind den Trägern jedes der
beiden Vertragsstaaten Beiträge nur von dem im betreffenden Vertragsstaat
erzielten Erwerbseinkommen geschuldet.

Art. 7

1) Von dem in Art. 6 Abs. 1 genannten Grundsatz gelten folgende Aus-
nahmen:
a) Arbeitnehmer eines Unternehmens mit Sitz in einem der Vertragsstaaten,

die für eine beschränkte Zeit in das Gebiet des andern Vertragsstaates
entsandt werden, bleiben während der ersten vierundzwanzig Monate
ihrer Beschäftigung im andern Vertragsstaat den Rechtsvorschriften des
Vertragsstaates unterstellt, in dessen Gebiet das Unternehmen seinen
Sitz hat. Überschreitet die Beschäftigung im andern Vertragsstaat diese
Frist, so bleiben ausnahmsweise die Rechtsvorschriften des ersten Ver-
tragsstaates während zwölf weiteren Monaten weiterhin anwendbar,
sofern die zuständigen Behörden beider Vertragsstaaten dies so verein-
baren.
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b) Arbeitnehmer von Transportunternehmen des einen Vertragsstaates, die
vorübergehend im Gebiet des andern Vertragsstaates beschäftigt
werden, unterstehen den Rechtsvorschriften des Vertragsstaates, in
dessen Gebiet das Unternehmen seinen Sitz hat.

c) Die zum Dienst auf einem Seeschiff für Rechnung des Reeders angeheu-
erten Personen unterstehen während der Dauer ihrer Heuer den Rechts-
vorschriften des Vertragsstaates, unter dessen Flagge das Schiff fährt.

d) Wird ein Arbeitnehmer eines Luftverkehrsunternehmens mit dem Sitz
in einem Vertragsstaat vorübergehend oder dauernd in den andern Ver-
tragsstaat entsendet, so gelten die Rechtsvorschriften des ersten Ver-
tragsstaates, als wäre er in dessen Gebiet beschäftigt.

e) Die Leiter und Mitglieder der diplomatischen und konsularischen Ver-
tretungen des einen Vertragsstaates, mit Einschluss der Kanzleibeamten,
die in das Gebiet des andern Vertragsstaates entsandt werden, unter-
stehen den Rechtsvorschriften des entsendenden Vertragsstaates, sofern
sie dessen Staatsangehörigkeit besitzen. Dasselbe gilt für die Ange-
stellten des Kanzleidienstes sowie für die in den persönlichen Diensten
der genannten Leiter, Mitglieder und Beamten stehenden Personen,
soweit sie die Staatsangehörigkeit des entsendenden Vertragsstaates
besitzen und nicht ausdrücklich verlangen, den Rechtsvorschriften des
Vertragsstaates unterstellt zu werden, in dessen Gebiet sie beschäftigt
werden.

2) Die Bestimmungen von Abs. 1 Bst. a bis d gelten ohne Rücksicht auf
die Staatsangehörigkeit der Arbeitnehmer.

Art. 8

Auf gemeinsamen Antrag von Arbeitnehmer und Arbeitgeber können
die zuständigen Behörden der beiden Vertragsstaaten im gegenseitigen Ein-
vernehmen neben den in Art. 7 angeführten weitere Ausnahmen vom
Grundsatz der anwendbaren Rechtsvorschriften vorsehen.
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3. Abschnitt

Besondere BestimmungenBesondere Bestimmungen

1. Kapitel

Invaliden-, Alters- und HinterlassenenversicherungInvaliden-, Alters- und Hinterlassenenversicherung

Art. 9

1) Italienische Staatsangehörige haben Anspruch auf ordentliche Renten
der Liechtensteinischen Invalidenversicherung, wenn für sie bis zum Ein-
tritt des versicherten Ereignisses während insgesamt mindestens fünf vollen
Jahren Beiträge an diese Versicherung entrichtet worden sind.

2) Italienischen Staatsangehörigen können durch die Invalidenversiche-
rung Eingliederungsmassnahmen nur gewährt werden, solange sie in Liech-
tenstein Wohnsitz haben und wenn sie unmittelbar vor Eintritt der Invali-
dität während mindestens fünf vollen Jahren Beiträge an die liechtensteini-
sche Versicherung entrichtet haben.

3) Nichterwerbstätigen Ehefrauen und Witwen italienischer Staatsange-
hörigkeit können Eingliederungsmassnahmen gewährt werden, solange sie
in Liechtenstein Wohnsitz haben und wenn sie sich unmittelbar vor Eintritt
der Invalidität ununterbrochen während mindestens fünf Jahren in Liech-
tenstein aufgehalten haben. Minderjährigen Kindern italienischer Staats-
angehöriger mit Wohnsitz in Liechtenstein können Eingliederungsmass-
nahmen unter den gesetzlichen Voraussetzungen gewährt werden, wenn
deren Vater oder Mutter bei Eintritt der Invalidität während mindestens
fünf vollen Jahren Beiträge geleistet oder sich ununterbrochen während fünf
vollen Jahren in Liechtenstein aufgehalten hat.

Art. 10

Italienische Staatsangehörige haben Anspruch auf ausserordentliche
Rente nach den liechtensteinischen Rechtsvorschriften, wenn sie in Liech-
tenstein ihren Wohnsitz haben und sich dort unmittelbar vor dem Monat,
von dem an die Rente verlangt wird, im Falle einer Altersrente zehn Jahre
und im Falle einer Invalidenrente, einer Hinterlassenenrente oder der sie
ablösenden Altersrente fünf Jahre ununterbrochen aufgehalten haben.

Art. 11
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Italienische Staatsangehörige haben Anspruch auf die Hilflosenentschä-
digung nach den liechtensteinischen Rechtsvorschriften, solange sie in
Liechtenstein ihren Wohnsitz und entweder während fünf vollen Jahren
Beiträge entrichtet, oder unmittelbar vor dem Monat, von dem an die Hilf-
losenentschädigung verlangt wird, sich dort während fünf Jahren ununter-
brochen aufgehalten haben.

Art. 12

1) Hat ein italienischer Staatsangehöriger, der sich nicht in Liechtenstein
aufhält, Anspruch auf eine ordentliche Teilrente, die weniger als zehn Pro-
zent der entsprechenden ordentlichen Vollrente beträgt, so wird ihm
anstelle der Teilrente eine Abfindung in der Höhe des Barwertes der
geschuldeten Rente gewährt. Verlässt ein italienischer Staatsangehöriger,
der eine solche Teilrente bezogen hat, Liechtenstein endgültig, so wird ihm
ebenfalls eine entsprechende Abfindung gewährt. Die Berechtigten können
auf die Auszahlung der Abfindung verzichten und verlangen, dass diese
an die italienische Sozialversicherung überwiesen wird, die ihnen an deren
Stelle eine entsprechende Leibrente ausrichtet.

2) Nach Auszahlung der Abfindung durch die liechtensteinische Versi-
cherung können weder der Berechtigte noch seine Hinterlassenen gegen-
über dieser Versicherung irgendwelche Ansprüche aus den bis dahin ent-
richteten Beiträgen mehr geltend machen.

Art. 13

1) Nach Eintritt des Versicherungsfalles des Alters nach den italieni-
schen Rechtsvorschriften können italienische Staatsangehörige verlangen,
dass die von ihnen und ihren Arbeitgebern an die Liechtensteinische Alters-
und Hinterlassenenversicherung entrichteten Beiträge an die italienische
Sozialversicherung überwiesen werden, sofern ihnen noch keine Leistungen
der Liechtensteinischen Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung
gewährt worden sind, und vorausgesetzt, dass sie Liechtenstein verlassen
haben, um sich endgültig in Italien oder in einem Drittstaat niederzulassen.
Haben bei Ehepaaren beide Gatten Beiträge an die Liechtensteinische
Alters- und Hinterlassenenversicherung entrichtet, so kann jeder gesondert
die Überweisung seiner eigenen Beiträge verlangen. Wurden die Beiträge
der Ehefrau allein überwiesen, so beschränkt sich der Anspruch des Ehe-
mannes auf eine einfache Rente der Alters-, Hinterlassenen- und Invaliden-
versicherung; die Gewährung einer Zusatzrente für die Ehefrau ist ausge-
schlossen.

Alters- und Hinterlassenenversicherung 0.831.109.104.1

Fassung: 01.03.1980 7



2) Italienische Staatsangehörige, deren Beiträge in Anwendung von Abs.
1 an die italienische Sozialversicherung überwiesen wurden, sowie ihre Hin-
terlassenen können gegenüber der Liechtensteinischen Alters-, Hinterlas-
senen- und Invalidenversicherung keinerlei Ansprüche mehr geltend
machen. Beiträge, die allenfalls nach erfolgter Überweisung an die Liech-
tensteinische Alters- und Hinterlassenenversicherung entrichtet werden,
eröffnen ebenfalls keinen Leistungsanspruch mehr; sie können indessen
bei Eintritt eines Versicherungsfalles nach den liechtensteinischen Rechts-
vorschriften auf Antrag an die italienische Sozialversicherung überwiesen
werden.

3) Die italienische Sozialversicherung verwendet die überwiesenen Bei-
träge zugunsten des Versicherten oder seiner Hinterlassenen, um ihnen
im Rahmen der von den italienischen Behörden erlassenen Sonderbestim-
mungen die Vorteile der in Art. 2 des Abkommens bezeichneten italieni-
schen Rechtsvorschriften zukommen zu lassen. Ergibt sich aus der Über-
weisung der Beiträge für den Versicherten oder seine Hinterlassenen nach
den Bestimmungen der italienischen Rechtsvorschriften keine Verbesserung
der Renten, so zahlt die italienische Sozialversicherung ihnen die überwie-
senen Beiträge aus.

Art. 14

1) Für den Anspruch auf ordentliche Renten der Invalidenversicherung
nach den liechtensteinischen Rechtsvorschriften gelten als Versicherte auch
italienische Staatsangehörige, die
a) den Rentenanspruch vor Verlassen Liechtensteins erworben hatten oder
b) im Zeitpunkt des Versicherungsfalles in der italienischen Invaliden-,

Alters- und Hinterlassenenversicherung versichert sind.

2) Als versichert im Sinne von Abs. 1 Bst. b gelten italienische Staatsan-
gehörige nur
a) wenn Beiträge zur obligatorischen Versicherung, zur freiwilligen Weiter-

versicherung in der obligatorischen Versicherung oder zur freiwilligen
Selbstversicherung in Italien entrichtet oder geschuldet werden;

b) während der Zeiten, in denen sie Anspruch auf eine Invalidenpension der
italienischen Sozialversicherung haben;

c) während der nachstehend genannten Ersatzzeiten nach den italienischen
Rechtsvorschriften, sofern sie unmittelbar an eine Beitragszeit in der ita-
lienischen oder liechtensteinischen obligatorischen Versicherung oder an
eine Zeit freiwilliger Weiterversicherung nach den italienischen Rechts-
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vorschriften anschliessen, wobei eine Spanne von höchstens zehn
Wochen zwischen dem Ende der obligatorischen Versicherung und dem
Beginn der Ersatzzeiten unberücksichtigt bleiben soll:
- Zeiten rechtzeitig bescheinigter Krankheit bis zu einer Gesamtdauer

von zwölf Monaten;
- Zeiten der Unterbringung in einer Heilstätte wegen Tuberkulose,

sofern diese Unterbringung aufgrund eigener Versicherung des
Berechtigten erfolgt;

- Zeiten des Bezugs von Geldleistungen für Kurentlassene (indennità
post-sanatoriale) bis zur Dauer von zwei Jahren nach der Entlassung
aus der Heilstätte, sofern die Leistungen aufgrund eigener Versiche-
rung des Berechtigten erfolgen;

- Zeiten obligatorischer Arbeitsunterbrechung infolge Schwangerschaft
und Wochenbett bis zur Höchstdauer von drei Monaten vor und
acht Wochen nach der Geburt;

- Zeiten der Arbeitslosigkeit, während welcher die ordentliche Arbeits-
losenentschädigung gewährt wird, bis zur Höchstdauer von 180 auf-
einanderfolgenden Tagen.

Art. 15

1) Hat ein Versicherter aufgrund allein der nach den italienischen
Rechtsvorschriften zurückgelegten Versicherungszeiten und gleichge-
stellten Zeiten gemäss den Bestimmungen dieser Rechtsvorschriften im
Falle von Invalidität, Alter oder Tod keinen Anspruch auf Leistungen,
so werden für den Erwerb des Anspruchs auf solche Leistungen die in
der Liechtensteinischen Alters- und Hinterlassenenversicherung zurückge-
legten Versicherungszeiten (Beitragszeiten und gleichgestellte Zeiten) mit
den in der italienischen Versicherung zurückgelegten Zeiten zusammenge-
rechnet, soweit sie sich nicht überschneiden.

2) Hängt die Gewährung der in Abs. 1 genannten Leistungen davon
ab, dass die Versicherungszeiten in einem Beruf zurückgelegt worden sind,
für den ein Sondersystem gilt, so werden für den Erwerb des Anspruchs
auf diese Leistungen nur die in Liechtenstein im gleichen Beruf zurück-
gelegten Versicherungszeiten zusammengerechnet. Erfüllt der Versicherte
trotz dieser Zusammenrechnung die Voraussetzungen für die Gewährung
der Leistungen nach dem genannten Sondersystem nicht, so werden die
betreffenden Zeiten für den Erwerb des Anspruchs auf Leistungen nach
dem allgemeinen System ebenfalls zusammengerechnet.

Alters- und Hinterlassenenversicherung 0.831.109.104.1

Fassung: 01.03.1980 9



3) Wird in Anwendung der Abs. 1 und 2 unter Berücksichtigung liech-
tensteinischer Versicherungszeiten eine Leistung der italienischen Sozial-
versicherung gewährt, so berechnet sich diese wie folgt:
a) Der für die Berechnung zuständige italienische Träger bestimmt zunächst

den Betrag der Leistung, auf welchen der Versicherte Anspruch hätte,
wenn sämtliche nach den Abs. 1 und 2 zu berücksichtigenden Ver-
sicherungszeiten allein in der italienischen Versicherung zurückgelegt
worden wären. Für die nach liechtensteinischen Rechtsvorschriften
zurückgelegten Versicherungszeiten werden jedoch die Beiträge oder die
Einkommen, die sich auf diese Zeiten beziehen, nur auf der Grundlage
des Durchschnittes der Beiträge oder der Einkommen berücksichtigt,
die für die nach italienischen Rechtsvorschriften zurückgelegten Versi-
cherungszeiten festgestellt worden sind.

b) Auf der Grundlage dieses Betrages bestimmt der italienische Träger die
geschuldete Leistung im Verhältnis der Dauer der in der italienischen
Versicherung zurückgelegten Zeiten zur Gesamtdauer der in den Versi-
cherungen beider Vertragsstaaten zurückgelegten Zeiten, wobei jedoch
die liechtensteinischen Versicherungszeiten nur soweit berücksichtigt
werden, als sie sich nicht mit italienischen Versicherungszeiten über-
schneiden.

Art. 16

1) Liechtensteinische Staatsangehörige, denen nach Eintritt des Versi-
cherungsfalles des Alters nach den italienischen Rechtsvorschriften trotz
Anwendung von Art. 15 kein Anspruch auf eine Leistung nach den italieni-
schen Rechtsvorschriften zusteht, haben Anspruch auf Rückerstattung der
von ihnen und ihren Arbeitgebern an diesen Träger bezahlten Beiträge.

2) Liechtensteinische Staatsangehörige, welchen die Beiträge zurücker-
stattet wurden, können aufgrund dieser Beiträge gegenüber der italienischen
Sozialversicherung keine Rechte mehr geltend machen.

Art. 17

1) Italienische Staatsangehörige können die Bedingungen für die Auf-
nahme in die italienische freiwillige Weiterversicherung für den Fall der
Invalidität, des Alters und zugunsten der Hinterlassenen auch gestützt auf
ausschliesslich in der Liechtensteinischen Alters- und Hinterlassenenversi-
cherung zurückgelegte Beitragszeiten erfüllen.
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2) Zur Bestimmung der Beitragskategorie und -klasse, in welche der
Berechtigte nach den italienischen Rechtsvorschriften über die freiwilligen
Beitragszahlungen eingereiht werden muss, wird auf das in der Liechten-
steinischen Alters- und Hinterlassenenversicherung beitragspflichtige Ein-
kommen abgestellt.

2. Kapitel

FamilienzulagenFamilienzulagen

Art. 18

1) Italienische Staatsangehörige, die in Liechtenstein erwerbstätig sind,
haben in gleicher Weise Anspruch auf Familienzulagen wie die in Liech-
tenstein wohnhaften Liechtensteiner, ungeachtet des Aufenthaltsortes der
Kinder. Liechtensteinische Staatsangehörige, die in Italien erwerbstätig
sind, haben in gleicher Weise Anspruch auf Familienzulagen wie die in Ita-
lien erwerbstätigen Italiener, ungeachtet des Aufenthaltsortes der Familien-
angehörigen.

2) Eine Person, für die während eines Kalendermonates nacheinander
die Rechtsvorschriften des einen und des anderen Vertragsstaates gelten, hat
für den betreffenden Kalendermonat nur Anspruch auf die Familienzulagen
nach den Rechtsvorschriften des ersten Vertragsstaates.

4. Abschnitt

Verschiedene BestimmungenVerschiedene Bestimmungen

1. Kapitel

VerwaltungshilfeVerwaltungshilfe

Art. 19

1) Die Behörden und Träger der Vertragsstaaten leisten einander bei
Durchführung dieses Abkommens gegenseitig Hilfe, als wendeten sie die
für sie geltenden Rechtsvorschriften an. Die Hilfe, mit Ausnahme der Bar-
auslagen, ist kostenlos.

2) Diese Hilfe erstreckt sich auch auf ärztliche Untersuchungen. Die
Kostentragung für solche Untersuchungen, einschliesslich Reisekosten,
Kosten für die Unterbringung zur Beobachtung sowie Barauslagen, wird
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in der Verwaltungsvereinbarung über die Durchführung des Abkommens
geregelt.

Art. 20

1) Sind Urkunden oder sonstige Schriftstücke, die bei einer der in Art.
19 Abs. 1 genannten Stelle eines Vertragsstaates vorzulegen sind, ganz oder
teilweise von Steuern oder Gebühren, einschliesslich Konsulargebühren
und Verwaltungsabgaben, befreit, so erstreckt sich diese Befreiung auch auf
Urkunden oder sonstige Schriftstücke, die bei Durchführung der in Art.
2 Abs. 1 bezeichneten Rechtsvorschriften einer entsprechenden Stelle des
anderen Vertragsstaates vorzulegen sind.

2) Urkunden, die bei Durchführung der in Art. 2 Abs. 1 bezeichneten
Rechtsvorschriften einer der in Art. 19 Abs. 1 genannten Stellen eines Ver-
tragsstaates vorzulegen sind, bedürfen zur Verwendung gegenüber Stellen
des anderen Vertragsstaates keiner Legalisation.

Art. 21

1) Bei der Durchführung dieses Abkommens können die in Art. 19 Abs.
1 genannten Behörden und Träger der beiden Vertragsstaaten unmittelbar
miteinander und mit den Versicherten sowie deren Vertretern verkehren.

2) Sie können sich im Schriftverkehr ihrer Amtssprache bedienen.

3) Die Entscheidungen der Träger des einen Vertragsstaates können den
im anderen Vertragsstaat wohnenden Personen mit eingeschriebenem Brief
direkt eröffnet werden.

4) Die in Art. 19 Abs. 1 genannten Behörden und Träger des einen Ver-
tragsstaates dürfen Gesuche und andere Schriftstücke nicht deshalb zurück-
weisen, weil sie in der Amtssprache des anderen Vertragsstaates abgefasst
sind.

Art. 22

1) Anträge, Erklärungen und Rechtsbehelfe, die nach den Rechtsvor-
schriften des einen Vertragsstaates bei einer Behörde, einem Träger oder
einer anderen Stelle einzureichen sind, gelten als bei der zuständigen Stelle
eingereicht, wenn sie bei einer entsprechenden Stelle des anderen Vertrags-
staates eingereicht werden; der Tag, an dem die Anträge, Erklärungen und
Rechtsbehelfe bei dieser Stelle eingehen, gilt als Tag des Eingangs bei der
zuständigen Stelle.
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2) Die Anträge, Erklärungen und Rechtsbehelfe werden von der Stelle,
bei der sie eingereicht worden sind, unverzüglich an die zuständige Stelle
des anderen Vertragsstaates weitergeleitet.

2. Kapitel

Durchführung und Auslegung des AbkommensDurchführung und Auslegung des Abkommens

Art. 23

1) Die zuständigen Behörden der beiden Vertragsstaaten werden die zur
Durchführung dieses Abkommens notwendigen Verwaltungsmassnahmen
in einer Vereinbarung regeln.

2) Die zuständigen Behörden unterrichten einander über die zur Durch-
führung dieses Abkommens getroffenen Massnahmen sowie über Ände-
rungen und Ergänzungen ihrer Rechtsvorschriften, die seine Durchführung
berühren.

3) Zur Erleichterung der Durchführung dieses Abkommens können
Verbindungsstellen eingerichtet werden, die in der Verwaltungsvereinba-
rung bezeichnet werden.

Art. 24

1) Die Träger, die nach diesem Abkommen Zahlungen zu leisten haben,
werden durch Zahlung in der Währung ihres Landes von ihrer Verpflich-
tung befreit.

2) Die zuständigen Behörden können einvernehmlich andere Zahlungs-
modalitäten vereinbaren.

Art. 25

Hat ein Träger eines Vertragsstaates für einen bestimmten Zeitraum
Vorschüsse oder nichtgeschuldete Beträge gezahlt, so kann nur die Nach-
zahlung einer entsprechenden Leistung aus der Versicherung des anderen
Vertragsstaates nach Massgabe der für diese geltenden Rechtsvorschriften
einbehalten werden.

Art. 26

1) Die Regierungen der beiden Vertragsstaaten bestellen eine Gemischte
Kommission, die die richtige Durchführung dieses Abkommens überwacht,
mögliche Streitfälle aus seiner Anwendung regelt und weitere Probleme
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der Sozialen Sicherheit erörtert. Sie kann gegebenenfalls Vorschläge für die
Revision des Abkommens, des zugehörigen Schlussprotokolls und der ent-
sprechenden Verwaltungsvereinbarung unterbreiten.

2) Der Gemischten Kommission gehören Vertreter der beteiligten Ver-
waltungen der beiden Staaten in gleicher Zahl an. Jede Delegation kann die
erforderlichen Experten beiziehen.

3) Die Gemischte Kommission tritt auf Ansuchen des einen oder
anderen Vertragsstaates wechselweise in Liechtenstein und in Italien
zusammen.

4) Die Gemischte Kommission bestimmt ihre Organisation und Arbeits-
weise selbst.

Art. 27

1) Kann ein Streitfall durch die Gemischte Kommission nicht behoben
werden, so ist er einem Schiedsgericht zu unterbreiten, das sich aus je einem
Vertreter der beiden Vertragsstaaten und einem Angehörigen eines Dritt-
staates als Vorsitzenden zusammensetzt.

2) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem jeder Ver-
tragsstaat ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich auf den Angehö-
rigen eines dritten Staates als Obmann einigen, der von den Regierungen
beider Vertragsstaaten bestellt wird. Die Mitglieder werden innerhalb von
zwei Monaten, der Obmann innerhalb von drei Monaten bestellt, nachdem
der eine Vertragsstaat dem anderen mitgeteilt hat, dass er die Streitigkeit
einem Schiedsgericht unterbreiten will.

3) Werden die in Abs. 2 genannten Fristen nicht eingehalten, so kann
jeder Vertragsstaat den Präsidenten des Europäischen Gerichtshofes für
Menschenrechte bitten, die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Ist
der Präsident Staatsangehöriger eines Vertragsstaates oder ist er verhindert,
so soll der Vizepräsident die Ernennungen vornehmen. Ist auch der Vize-
präsident Staatsangehöriger eines Vertragsstaates oder ist auch er verhin-
dert, so soll das im Rang nächstfolgende Mitglied des Gerichtshofes, das
nicht Staatsangehöriger eines Vertragsstaates ist, die Ernennungen vor-
nehmen.

4) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. Seine Entschei-
dungen sind bindend. Jeder Vertragsstaat trägt die Kosten seines Mitgliedes
sowie seiner Vertretung in dem Verfahren vor dem Schiedsgericht; die
Kosten des Obmannes sowie die sonstigen Kosten werden von den Ver-
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tragsstaaten zu gleichen Teilen getragen. Das Schiedsgericht regelt sein Ver-
fahren selbst.

5. Abschnitt

Übergangs- und SchlussbestimmungenÜbergangs- und Schlussbestimmungen

Art. 28

1) Dieses Abkommen gilt unter Vorbehalt von Art. 29 auch für die vor
seinem Inkrafttreten eingetretenen Versicherungsfälle.

2) Dieses Abkommen begründet keinerlei Leistungsansprüche für
Zeiten vor seinem Inkrafttreten.

3) Für die Feststellung eines Leistungsanspruches nach den Bestim-
mungen dieses Abkommens werden sämtliche Versicherungszeiten oder
gleichgestellte Zeiten sowie sämtliche Wohnzeiten berücksichtigt, die nach
den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates vor dem Inkrafttreten dieses
Abkommens zurückgelegt worden sind.

4) Dieses Abkommen findet keine Anwendung auf Ansprüche, die
durch Beitragserstattung abgegolten worden sind.

Art. 29

Ordentliche Renten der Liechtensteinischen Alters- und Hinterlasse-
nenversicherung werden nach diesem Abkommen nur gewährt, wenn der
Versicherungsfall nach dem 31. Dezember 1959 eingetreten ist und die Bei-
träge nicht erstattet worden sind.

Art. 30

Ansprüche von Personen, deren Rente oder Pension vor dem Inkraft-
treten dieses Abkommens festgestellt worden ist, sind auf Antrag nach den
Bestimmungen dieses Abkommens neu festzustellen. Die Neufeststellung
kann auch von Amts wegen erfolgen. Eine Neufeststellung darf indessen
keinesfalls zu einer Minderung der früheren Ansprüche des Berechtigten
führen.

Art. 31

In Fällen, in denen nach den Bestimmungen der anwendbaren Rechts-
vorschriften die Staatsangehörigkeit oder der Wohnsitz des Berechtigten
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der Leistungsgewährung entgegensteht und in denen dieses Abkommen ein
solches Hindernis beseitigt, beginnen die Fristen zur Geltendmachung der
Ansprüche sowie die durch die Rechtsvorschriften der Vertragsstaaten vor-
gesehenen Verjährungsfristen frühestens mit dem Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieses Abkommens.

Art. 32

Das beiliegende Schlussprotokoll ist Bestandteil dieses Abkommens.

Art. 33

1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifizierung; die Ratifikationsur-
kunden werden so bald wie möglich in Vaduz ausgetauscht.

2) Es tritt am ersten Tag des zweiten auf den Austausch der Ratifikati-
onsurkunden folgenden Monats in Kraft.

Art. 34

1) Dieses Abkommen wird auf die Dauer eines Jahres geschlossen. Es
gilt von Jahr zu Jahr als stillschweigend erneuert, sofern es nicht von einem
der beiden Vertragsstaaten drei Monate vor Ablauf der Jahresfrist gekündigt
wird.

2) Wird das Abkommen gekündigt, so bleiben die gemäss seinen Bestim-
mungen erworbenen Rechte erhalten. Die aufgrund seiner Bestimmungen
erworbenen Anwartschaften werden durch Vereinbarungen geregelt
werden.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten dieses Abkommen
unterzeichnet und mit Siegeln versehen.

Geschehen zu Vaduz, am 11. November 1976 in zwei Urschriften, eine
in deutscher und eine in italienischer Sprache; beide Fassungen sind in glei-
cher Weise verbindlich.

Für das
Fürstentum Liechtenstein:

gez. Dr. Walter Kieber

Für die Regierung
der Italienischen Republik:

gez. Giovanni Vincenti-Mareri
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SchlussprotokollSchlussprotokoll

Anlässlich der heutigen Unterzeichnung des Abkommens zwischen dem
Fürstentum Liechtenstein und der Italienischen Republik im Bereiche der
Sozialen Sicherheit (nachstehend "Abkommen" genannt) haben die Bevoll-
mächtigten der beiden Vertragsstaaten folgende Erklärungen vereinbart:
1. Der Grundsatz der Gleichbehandlung gemäss Art. 4 des Abkommens

erstreckt sich liechtensteinischerseits nicht auf die Bestimmungen über
a) die freiwillige Alters- und Hinterlassenenversicherung und Invaliden-

versicherung für Auslandsliechtensteiner;
b) die Alters- und Hinterlassenenversicherung und die Invalidenversi-

cherung von liechtensteinischen Staatsangehörigen, die im Ausland
für einen Arbeitgeber in Liechtenstein tätig sind und von diesem ent-
löhnt werden;

c) die Fürsorgeleistungen für die im Ausland wohnhaften invaliden
liechtensteinischen Staatsangehörigen.

2. Das Abkommen gilt auch für Flüchtlinge im Sinne des Abkommens vom
28. Juli 1951 und des Protokolls vom 31. Januar 1967 über die Rechts-
stellung der Flüchtlinge, wenn sie sich im Gebiet eines Vertragsstaates
gewöhnlich aufhalten. Es gilt unter derselben Voraussetzung auch für
ihre Angehörigen und Hinterlassenen, soweit sie ihre Rechte von diesen
Flüchtlingen ableiten.

3. "Wohnsitz" im Sinne des liechtensteinischen Personen- und Gesell-
schaftsrechts bedeutet: Der Wohnsitz einer Person befindet sich an dem
Ort, wo sie sich mit der Absicht des dauernden Verbleibens aufhält.

4. Die Gleichstellung gemäss Art. 4 des Abkommens gilt nicht für die
Begründung eines Anspruches auf Waisenrente für Pflegekinder.

5. Die italienischen Staatsangehörigen ohne Wohnsitz in Liechtenstein, die
ihre Tätigkeit in diesem Lande zufolge eines Unfalles oder einer Krank-
heit aufgeben mussten und sich dort bis zum Eintritt des Versiche-
rungsfalles aufhalten, gelten für den Anspruch auf Leistungen der Invali-
denversicherung als im Sinne der liechtensteinischen Rechtsvorschriften
versichert. Sie haben ihre Beiträge an die Alters-, Hinterlassenen- und
Invalidenversicherung sowie an die Familienausgleichskasse zu leisten
als ob sie in Liechtenstein ihren Wohnsitz hätten.
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6. In bezug auf die Voraussetzungen für den Anspruch auf ausserordent-
liche Renten gilt der Aufenthalt in Liechtenstein im Sinne von Art.
10 des Abkommens als ununterbrochen, wenn der italienische Staats-
angehörige Liechtenstein im Kalenderjahr während einer drei Monate
nicht übersteigenden Dauer verlässt. Anderseits wird ein Zeitraum, wäh-
rend welchem ein in Liechtenstein wohnhafter italienischer Staatsange-
höriger von der Liechtensteinischen Alters- und Hinterlassenenversi-
cherung und Invalidenversicherung befreit war, für die in Art. 10 des
Abkommens vorgesehenen Fristen nicht mitgerechnet.

7. Die in Art. 12 Abs. 1 des Abkommens vorgesehene Abfindung entspricht
dem Barwert der Rente, die bei Eintritt des Versicherungsfalles nach den
liechtensteinischen Rechtsvorschriften geschuldet wird oder dem Bar-
wert dieser Rente im Zeitpunkt, in dem der Versicherte Liechtenstein
endgültig verlässt, sofern die Ausreise nach Zusprechung der Rente
erfolgt.

8. Die zuständigen Behörden können gemäss Art. 19 des Abkommens ein-
vernehmlich Art. 14 Abs. 2 abändern und ergänzen.

9. Bei der Anwendung von Art. 28 Abs. 1 des Abkommens wird für die
Gewährung von Invalidenrenten an italienische Staatsangehörige in Ita-
lien auf den Invaliditätsgrad im Zeitpunkt des Inkrafttretens des
Abkommens abgestellt.

Dieses Schlussprotokoll ist integrierender Bestandteil des Abkommens
im Bereiche der Sozialen Sicherheit, das heute zwischen Liechtenstein und
Italien abgeschlossen worden ist. Es wird ratifiziert werden und wird unter
denselben Bedingungen und für dieselbe Dauer wie das Abkommen selbst
gültig sein.

Geschehen zu Vaduz, am 11. November 1976 in zwei Urschriften, eine
in deutscher und eine in italienischer Sprache; beide Fassungen sind in glei-
cher Weise verbindlich.

Für das
Fürstentum Liechtenstein:

gez. Dr. Walter Kieber

Für die Regierung
der Italienischen Republik:

gez. Giovanni Vincenti-Mareri
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